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Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern: Übersicht mög-
licher verbindlicher Mitbestimmungstatbestände  

 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes ist zwischen Mitbestimmungstatbestän-
den zu unterscheiden, bei denen ein verbindlicher Beschluss der Einigungsstelle möglich ist und sol-
chen, bei denen die Einigungsstelle nur eine Empfehlung an die oberste Dienstbehörde abgibt. In den 
zweiten Fällen entscheidet die oberste Dienstbehörde dann abschließend.  

Zum möglichen Katalog verbindlicher Mitbestimmungstatbestände verweist das Bundesverfassungs-
gericht auf konkrete Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes in der damaligen Fassung. 
Es handelt sich dabei um Angelegenheiten, die in ihrem Schwerpunkt die Beschäftigten in ihrem Be-
schäftigungsverhältnis betreffen, typischerweise aber nicht oder nur unerheblich die Wahrnehmung 
von Amtsaufgaben gegenüber dem Bürger berühren.1  

Die vom Bundesverfassungsgericht genannten Regelungen wurden in den § 54 Abs. 4 MBG S-H über-
nommen. Es wurden dabei lediglich einige sprachliche Korrekturen und Klarstellungen vorgenom-
men, sowie in den Nummer 11 und 12 der Tatbestand der Ablehnung ergänzt.2  

Im Zuge der weiteren Rechtsentwicklung haben andere norddeutsche Länder den Katalog möglicher 
verbindlicher Mitbestimmungstatbestände modifiziert und weiterentwickelt (vgl. § 87 HmbPersVG 
vom 8. Juli 2014 und § 66 NPersVG).  

Im Falle der Einführung einer innerdienstlichen Allzuständigkeit ist allerdings darauf hinzuweisen, 
dass sich die Verankerung eines Kataloges verbindlicher Mitbestimmungstatbestände nicht zwangs-
läufig auf den Umfang der Mitbestimmung der Personalräte auswirkt. So hat die Einführung einer 
entsprechenden Regelung in § 54 MBG S-H nichts an der Allzuständigkeit der Personalräte geändert. 
Diese ergibt sich weiterhin aus §§ 2 Abs. 1, 51 Abs.1 MBG S-H. Der Katalog in § 54 MBG S-H bezieht 
sich vielmehr auf die Frage, ob die Beschlüsse der Einigungsstelle bindenden oder empfehlenden 
Charakter haben.3  

Anders ist die Situation, wenn bei einer Kombination von Allzuständigkeit und Katalog das Verhältnis 
zwischen diesen explizit gesetzlich geregelt wird. Dies ist beispielsweise im Hamburgischen Personal-
vertretungsgesetz (§ 80 Abs. 3 HmbPersVG) und im Niedersächsischen Personalvertretungsgesetz (§ 
64 Abs. 3 NPersVG) der Fall.4  

  

 
1 BVerfG, Beschluss vom 24. Mai 1995 – 2 BvF 1/92, Rn. 146.  
2 Hübner-Berger, Malte: Kommentar zum Gesetz über die Mitbestimmung der Personalräte (Mitbestimmungs-
gesetz Schleswig-Holstein – MBG Schl.-H.), § 54, Nummern 4.4 und 4.5. Dort findet sich auch eine Gegenüber-
stellung der Regelungen aus dem BPersVG und den Tatbeständen in § 54 MBG S-H.  
3 Fuhrmann, Hans Gerhard/Neumann, Peter/Thorenz, Hubert/Witt, Hans-Hermann: Personalvertretungsrecht 
Schleswig-Holstein, Kiel 2000, S. 274.  
4 § 64 Abs. 3 NPersVG: „Soweit in den §§ 65 bis 67 einzelne Maßnahmen benannt sind, handelt es sich um eine 
beispielhafte Aufzählung, die die Mitbestimmung bei Maßnahmen von ähnlichem Gewicht nicht ausschließt. 
Die §§ 65 bis 67 und 75 regeln die dort aufgeführten Sachverhalte abschließend.“  



Folgende verbindliche Mitbestimmungstatbestände erscheinen unter den oben ausgeführten Rah-
menbedingungen als möglich:  

1. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen, Anrechnung von Pausen und von 
Dienstbereitschaften auf die Dienstzeit, Anordnung von Mehrarbeit oder Überstunden und 
Kurzarbeit sowie die Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage, Einführung, 
Ausgestaltung und Aufhebung der gleitenden Arbeitszeit,  

2. Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der Beschäftigten einschließlich 
des Schutzes der Beschäftigten vor sexueller Belästigung, 

3. Gestaltung der Arbeitsplätze, 
4. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und sonsti-

gen Gesundheitsschädigungen5, 
5. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Dienstbezüge und Arbeitsentgelte, 
6. Aufstellung des Urlaubsplanes, Festsetzung der zeitlichen Lage des Erholungsurlaubes für 

einzelne Beschäftigte, wenn zwischen der Dienststelle und den beteiligten Beschäftigten kein 
Einverständnis erzielt wird,6 

7. Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Kinderbetreuungs- oder anderen Sozialeinrichtun-
gen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform, 

8. Grundsätze über die Bewertung von anerkannten Vorschlägen im Rahmen des betrieblichen 
Vorschlagwesens, 

9. Aufstellung von Sozialplänen einschließlich Plänen für Umschulungen zum Ausgleich oder zur 
Minderung von wirtschaftlichen Nachteilen, die den Beschäftigten infolge von Rationalisie-
rungsmaßnahmen entstehen, 

10. Gewährung und Ablehnung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und entsprechen-
den sozialen Zuwendungen, 

11. Zuweisung, Ablehnung und Kündigung von Wohnungen, über die die Dienststelle verfügt 
oder für deren Vergabe der Dienststelle ein Vorschlagsrecht zusteht, sowie der allgemeinen 
Festsetzung der Nutzungsbedingungen, 

12. Zuweisung, Ablehnung und Kündigung von Dienst- und Pachtland, über das die Dienststelle 
verfügt, sowie der allgemeinen Festsetzung der Nutzungsbedingungen, 

13. Fragen der Gestaltung der Arbeitsentgelte bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern inner-
halb der Dienststelle, insbesondere die Aufstellung entsprechender Grundsätze und Metho-
den und deren Änderung sowie die Festsetzung der Akkord-Prämiensätze und vergleichbare 
leistungsbezogener Arbeitsentgelte, einschließlich der Geldfaktoren, sowie die Festlegung 
von Pauschvergütungen,  

14. Durchführung der Berufsausbildung bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 
15. Auswahl von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern für die Teilnahme an Fortbildungsver-

anstaltungen, 
16. Inhalt von Personalfragebogen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
17. Beurteilungsrichtlinien für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 

 
18. Gewährung von Prämien, Belohnungen und Funktionszulagen, 
19. Festsetzung von Vergütungen für Nebentätigkeiten von Angehörigen des öffentlichen Diens-

tes für das Land Mecklenburg-Vorpommern sowie seiner Aufsicht unterstehende juristische 
Personen des öffentlichen Rechts, 

20. Abschluss von Arbeitnehmerüberlassungs- und Gestellungsverträgen, 
 

 
5 Abweichend in § 66 Abs. 1 Nr. 11 NPersVG: „Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes einschließlich 
der Erstellung von Arbeitsschutzprogrammen sowie Regelungen, die der Verhütung von Dienst- und Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten sowie dem Gesundheitsschutz auch mittelbar dienen“ 
6 Abweichend in § 87 Abs. 1 Nr. 2 HmbPersVG: „Aufstellung des Urlaubsplans und Festlegung der zeit-
lichen Lage des Erholungsurlaubs sowie Ablehnung von Anträgen auf Erholungsurlaub“  



21. Verwaltungsvorschriften einer Dienststelle für die innerdienstlichen sozialen Angelegenhei-
ten der Beschäftigten ihres Geschäftsbereiches (bisher § 69 Abs. 1 Nr. 9)  

22. allgemeine Regelungen des Ausgleichs von Mehrarbeit (bisher § 70 Abs. 1 Nr. 7 Ende)  
 

23. Festlegung der Grundsätze für die Aufstellung von Dienstplänen, für die Anordnung von Be-
reitschaftsdienst und Rufbereitschaft sowie für unvorhersehbare Arbeitszeitregelungen, 

24. Bestellung und Abberufung von Vertrauens-, Vertrags-und Betriebsärztinnen und -ärzten, Be-
auftragten für Arbeitssicherheit und Sonderaufgaben im sozialen Bereich, soweit nicht in an-
derer Weise gesetzlich geregelt. 

 

Erläuterungen  

Schwarze Schrift = Mitbestimmungstatbestände nach § 54 Abs. 4 MBG S-H  

Grüne Schrift = weitergehende Mitbestimmungstatbestände nach § 87 Abs. 1 HmbPersVG  

Lila Schrift = weitere mögliche Mitbestimmungstatbestände aus dem bisherigen PersVG M-V 

Blaue Schrift = weitergehende Mitbestimmungstatbeständen nach § 66 NPersVG 


